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Koalitionsvertrag fertig. Energiewende fraglich.  
Bodenschutz fehlt. 
 

 

Osnabrück, 18. Dezember 2013 

Die Erneuerung unseres Energienetzes und der Bau von Leitungstrassen 

dürfen nicht zu Belastungen unserer Böden und massiven 

Umweltbeeinträchtigungen führen.  

 

Der anstehende Bau von Gasleitungen summiert sich auf mehrere 1000 Kilometer 

Trassenlänge in Deutschland. Mit Trassenbreiten von 30 bis 40 Metern werden 

wertvolle Biotope zerschnitten und viele Quadratkilometer Bodenfläche in Anspruch 

genommen. Auch der vorgesehene Ausbau des Stromnetzes um bis zu 3600 

Kilometer Länge wird nicht ohne massive Eingriffe in Böden realisierbar sein. 

Insbesondere die Forderung nach Erdkabeln wird zu umfangreichen 

Bodeninanspruchnahmen und Zerstörung von lebenswichtigen Bodenfunktionen 

führen. Beim Bau von unterirdisch verlegten Leitungen (Gas, Öl, Strom, Fernwärme 

etc.) oder bei anderen temporären Baumaßnahmen können Böden durch 

Verdichtungen und Vernässungen stark geschädigt werden. Diese Schäden können 

anschließend nicht oder nur eingeschränkt wieder behoben werden. Natürliche 

Bodenfunktionen im Stoff- und Wasserkreislauf, die Lebensraumfunktion der Böden 

sowie die natürliche Bodenfruchtbarkeit sind nachhaltig beeinträchtigt. 

 

Zudem werden unterirdische Leitungen aus technischen Gründen in 

Bettungsmaterialien – zumeist Sand – verlegt. Je nach Einbautiefe kann dadurch die 

natürliche Durchwurzelungstiefe verkürzt werden, so dass weniger Bodenwasser für 

die Pflanzen verfügbar ist. Das Pflanzenwachstum über unterirdischen Leitungen wird 

reduziert, es kommt schneller zu Trockenschäden. Darüber hinaus muss der 

verdrängte natürliche Boden zumeist abgefahren werden, was ebenfalls die 

natürlichen Bodenfunktionen beeinträchtigt. Von den unterirdischen Leitungen geht 

auch eine Erwärmung des Erdreichs aus. Die Böden über den Leitungen trocknen 

schneller aus, die wichtigen Bodenbewohner wie Regenwürmer werden 

zurückgedrängt oder sterben ab. Darunter leidet auch die natürliche 

Bodenfruchtbarkeit. 



Alle Maßnahmen zur Energiewende, die verbunden sind mit einer einseitigen 

Belastung des Schutzgutes Boden, sind nicht zu akzeptieren. Die Belange des 

Bodenschutzes in Planungs- und Bauprozessen sind frühzeitig und angemessen zu 

berücksichtigen. Die bodenkundliche Begleitung dieser Prozesse trägt zur 

Verfahrenssicherheit sowie zur Minimierung von Konfliktpotenzialen und Schäden am 

Schutzgut Boden bei, nachzulesen im aktuellen BVB-Merkblatt. Die bodenkundliche 

Baubegleitung kann in Deutschland zukünftig auch im Rahmen der Energiewende 

Verfahrensprozesse optimieren und Folgeschäden verringern – vorausgesetzt Politik 

und Gesellschaft werden sich rechtzeitig der Notwendigkeit des Bodenschutzes 

bewusst!  

 

Informationen über aktuelle Baumaßnahmen von Leitungstrassen in Ihrer Region 

erfahren Sie bei einem der vier zuständigen Netzbetreiber, Informationen zur 

Bodenkundlichen Baubegleitung unter www.bvboden.de. 

 

Die Aktionsplattform Boden ist eine Allianz der Deutschen Bodenkundlichen Gesellschaft (DBG), des 
Ingenieurtechnischen Verbandes für Altlastenmanagement und Flächenrecycling e.V. (ITVA) sowie des 
Bundesverbandes Boden e.V. (BVB). Informationen zur Aktionsplattform Bodenschutz erhalten Sie 
beim Bundesverband Boden e.V., Geschäftsführerin Maike Bosold, bosold@bvboden.de, Telefon: 
05472 – 966 239, www.bvboden.de/abo 
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